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an die zuständige Verbraucherschlichtungsstelle oder 
eine andere Streitbeilegungsstelle abzugeben ist,

c) wegen derselben Streitigkeit bereits ein Schlich-
tungsverfahren bei einer Verbraucherschlichtungs-
stelle durchgeführt wurde oder anhängig ist,

d) bei Streitigkeiten über den Anspruch auf Ab-
schluss eines Basiskontovertrags nach dem Zahlungs-
kontengesetz bereits ein Verwaltungsverfahren 
nach den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes 
zur Durchsetzung des Anspruchs anhängig ist oder 
in einem solchen Verfahren unanfechtbar über den 
Anspruch entschieden worden ist,

e) wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe abgelehnt worden ist, weil  
die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig er-
schien,

f) die Streitigkeit bereits bei Gericht anhängig ist 
oder ein Gericht durch Sachurteil über die Streitig-
keit entschieden hat,

g) die Streitigkeit durch Vergleich oder in anderer 
Weise beigelegt wurde oder

h) der Anspruch, der Gegenstand der Streitigkeit ist, 
verjährt ist und der Antragsgegner die Einrede der 
Verjährung erhoben hat.

Stellt der Schlichter das Vorliegen eines Ablehnungs-
grunds nach Satz 1 fest, ist die Durchführung des 
Schlichtungsverfahrens unverzüglich gegenüber 
den Beteiligten unter Hinweis auf den Ablehnungs-
grund abzulehnen.

(2)
Der Schlichter kann die Durchführung des Schlich-
tungsverfahrens ablehnen, wenn

a) eine grundsätzliche Rechtsfrage, die für die 
Schlichtung der Streitigkeit erheblich ist, nicht ge-
klärt ist oder

b) Tatsachen, die für den Inhalt eines Schlichtungs-
vorschlags entscheidend sind, im Schlichtungsver-
fahren streitig bleiben, weil der Sachverhalt von der 
Schlichtungsstelle unter Berücksichtigung von § 6 
Absatz 4 und 5 nicht geklärt werden kann.

Die Ablehnung nach Satz 1 ist gegenüber den Betei-
ligten zu begründen.

(3)
Eine Ablehnung nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist 
nur bis drei Wochen nach dem Zeitpunkt möglich, 
zu dem dem Schlichter alle Informationen für das 
Schlichtungsverfahren vorlagen. 

§  4 
O r g a n i s a t i o n  d e r  

S c h l i c h t u n g s s t e l l e ,  
U n a b h ä n g i g k e i t  

u n d  U n p a r t e i l i c h k e i t  
d e r  S c h l i c h t e r

(1)
Die Schlichtungsstelle besteht aus mindestens zwei 
Schlichtern und der vom BVR eingerichteten Ge-
schäftsstelle. 

(2)
Die Schlichtungsverfahren sind von einem Schlichter 
durchzuführen, der dabei von der Geschäftsstelle 
unterstützt wird.

(3)
Die Schlichter sind unabhängig und nicht an Weisun-
gen gebunden. Sie schlichten fair und unparteiisch. 
Ein Schlichter darf eine Streitigkeit nicht schlichten, 
wenn Gründe vorliegen, die Misstrauen gegen sei-
ne Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit rechtfer-
tigen. Anstelle des Schlichters wird sein Vertreter 
tätig. 

(4)
Die Schlichter legen vor jedem Geschäftsjahr ge-
meinsam ihre Zuständigkeit für die Schlichtungs-
verfahren schriftlich fest. Die Geschäftsverteilung 
kann während des Geschäftsjahrs nur aus wichtigem 
Grund geändert werden. 

(5)
Für jeden Schlichter ist ein anderer Schlichter als 
Vertreter zu bestellen.

§  5
A n t r a g  a u f  D u r c h f ü h r u n g  e i n e s 

S c h l i c h t u n g s v e r f a h r e n s 

(1)
Die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist 
in Textform bei der Verbraucherschlichtungsstelle in 
deutscher Sprache zu beantragen. In dem Antrag ist 
die Streitigkeit, die geschlichtet werden soll, zu schil-
dern und ein konkretes Begehren darzulegen. Dem 
Antrag sind gegebenenfalls weitere zum Verständnis 


